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S21: Vollständige Transparenz der Kostenentwicklung /  
Königsbronner Gespräche voller Erfolg  

Bahnchef Rüdiger Grube im Bundestagsausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung  
 
An diesem Mittwoch haben Bahnchef Rüdiger 
Grube sowie Vertreter von Vorstand und Auf-
sichtsrat der Deutschen Bahn AG im Ausschuss 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung zu den 
Fragen der Parlamentarier über die Kostenent-
wicklung bei Stuttgart 21 Stellung genommen.  
 
Der zuständige Berichterstatter der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion und Stuttgarter Bundes-
tagsabgeordnete Stefan Kaufmann erklärte dazu 
nach der Sitzung des Ausschusses: „Stuttgart 21 
ist ein volkswirtschaftlich wichtiges Projekt. 
Wir stehen dazu. Aber wir brauchen jetzt voll-
ständige Transparenz und fortlaufend aktuali-
sierte Informationen: alle Risiken müssen auf 
den Tisch, genauso wie eine umfassende Analy-
se und Begründung der Mehrkosten. Auch die 
Projektpartner, das Land Baden-Württemberg, 
die Stadt Stuttgart, die Region und der Flugha-
fen Stuttgart, müssen die Verantwortung für die 
Mehrkosten übernehmen. Die zusätzlichen 
Wünsche aus dem Schlichtungsverfahren und 
dem Filder-Dialog können nur durch den „Be-
steller“ oder solidarisch getragen werden. Stutt-
gart 21 ist in Verbindung mit der Neubaustre-
cke Wendlingen-Ulm ein zentrales Schienenpro-
jekt in Deutschland und nicht nur von regiona-
ler, sondern auch von nationaler und europäi-
scher Bedeutung. Bei Projektabbruch stehen 
zudem neue Investitionen der Deutschen Bahn 

AG auf dem Spiel: Die Risiken der Gesamtver-
schuldung des Unternehmens sind weitaus hö-
her als bei der Fortsetzung von Stuttgart 21. Die 
Ausstiegskosten von 2 Milliarden Euro dürfen 
nicht isoliert betrachtet werden, sondern wir 
müssen die Gesamtwirkung eines Projektab-
bruchs sehen. Die Effizienzvorteile des neuen 
Bahnhofes gingen verloren. Die Stuttgarter 
müssten auf eine bessere Bahnanbindung und 
den Fernbahnhof am Flughafen verzichten. Sie 
blieben stattdessen auf einem alten Bahnhof 
sitzen, der deutliche Kapazitätsgrenzen hat. 
Hinzu kämen die Renovierungskosten für den 
alten Bahnhof und Schadensersatzansprüche in 
Höhe von 1,8 Milliarden Euro – für Aufträge, die 
bereits vergeben wurden. Schließlich gingen der 
Stadt Stuttgart alle städtebaulichen Effekte vor 
Ort verloren – am alten Bahnhof soll ein völlig 
neuer Stadtteil entstehen. Die Strecke Wendlin-
gen-Ulm ist Teil einer transeuropäischen Bahn-
achse von Paris nach Bratislava. Durch den 
Neubau und die Modernisierung kann mehr 
Verkehr auf die Schiene verlagert und die Reise-
zeiten für Bahnkunden können erheblich ver-
kürzt werden. Wir erreichen dadurch einen effi-
zienteren und umweltfreundlicheren Personen- 
und Gütertransport, der die Menschen in der 
Region stark entlastet. Somit hat das Projekt 
erhebliche volkswirtschaftliche Bedeutung, und 
wir wollen einen zügigen Weiterbau.“  
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In der Ausschusssitzung verwiesen sowohl 
Bahnchef Rüdiger Grube als auch Bundesver-
kehrsminister Peter Ramsauer auf die Sonder-
sitzung des Aufsichtsrats am 5. März 2013. An 
dem Tag wollen die Aufseher entscheiden, ob 
die Bahn zusätzliche Kosten von 1,1 Milliarden 
Euro und mögliche Risiken in Höhe von 1,2 Mil-
liarden Euro auf sich nehmen darf, damit das 
Vorhaben weitergebaut werden kann. Die Bahn 
beziffert die Gesamtkosten damit jetzt auf 6,5 
Milliarden Euro.  
 
Ramsauer und Grube bekräftigten vor den Ab-
geordneten ihr Festhalten an dem Projekt. Mit 
Blick auf die Sondersitzung des Aufsichtsrates 
versicherte Bahnchef Grube: „Es wird nichts 
gesundgerechnet.“ Bundesverkehrsminister 
Peter Ramsauer sagte, die Frage nach einem 
„Zurück auf Null“ stelle sich nicht. Er halte den 
Bahnhofsneubau „nach wie vor für sinnvoll“. 
Alle Projektpartner hätten nun eine gemeinsa-
me Verpflichtung. Die Bahn will nach Grubes 
Worten notfalls auf deren Beteiligung an den 
Mehrkosten klagen. Unterdessen hat das Eisen-
bahn-Bundesamt als zuständige Genehmi-
gungsbehörde die 11. Planänderung des Ab-
schnitts Hauptbahnhof mit Talquerung bei 
Stuttgart 21 genehmigt. Dies bedeutet, dass 
nunmehr eine weitere Voraussetzung geschaf-
fen wurde, damit der Bau des künftigen Durch-
gangs-Bahnhofs vorangetrieben werden kann. 
Die Ausführungsplanung für die Gründung des 
Trogbauwerks mit rund 3.800 Bohrpfählen und 
Fundament-Konstruktionen kann nun weiter 
umgesetzt werden. Noch in diesem Jahr soll mit 
der Grundwasserhaltung als Voraussetzung für 
den Aushub des Trogbauwerks begonnen wer-
den. Damit ist gewährleistet, dass die vor kur-
zem veröffentlichte Bauzeitenplanung in diesem 
Bereich eingehalten werden kann. Sowohl das 
Bauverfahren wie auch der Bauablauf wurden 
vom Eisenbahn-Bundesamt voll umfänglich ge-
nehmigt. 
 
Hochfrequenzhandel mit Wertpapieren 
 
Mit den Stimmen der christlich-liberalen Koali-
tion und gegen das Votum der Opposition hat 
der Deutsche Bundestag an diesem Donnerstag 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur 
Vermeidung von Gefahren und Missbräuchen im 
Hochfrequenzhandel in einer vom Finanzaus-

schuss geänderten Fassung angenommen. Da-
mit sollen die Risiken des algorithmischen 
Hochfrequenzhandels mit Wertpapieren (elekt-
ronischer Handel in Sekundenbruchteilen) be-
grenzt werden. Hochfrequenzhändler werden 
der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht unterstellt und müssen ihren Handel so 
betreiben, dass der Markt nicht gestört wird. 
Verstöße werden als Marktmanipulation gewer-
tet. Auch müssen die Händler ein angemessenes 
Verhältnis zwischen ihren Auftragseingaben 
und den tatsächlichen Geschäften gewährleis-
ten. Der Finanzausschuss hat unter anderem die 
Aufsichtsbefugnisse noch weiter gefasst und die 
Möglichkeit geschaffen, dass Börsen Gebühren 
für die übermäßige Nutzung ihrer Systeme ver-
langen können. Hintergrund: Bestimmte Han-
delsteilnehmer setzen beim elektronischen 
Handel algorithmische Handelsprogramme ein, 
die Kauf- und Verkaufssignale in sehr kurzen 
Abständen von teilweise nur einigen Sekunden-
bruchteilen generieren und das Halten von Fi-
nanzinstrumenten nur für sehr kurze Zeiträume 
vorsehen. Dies birgt eine Vielzahl neuer Risiken: 
Extreme und irrationale Kursschwankungen, 
überlastete Handelssysteme, aber auch neue 
Missbrauchsmöglichkeiten. Mit dem Hochfre-
quenzhandelsgesetz wird diesen Risiken entge-
gengewirkt und das Finanzsystem insgesamt 
krisenfester gemacht. Deutschland nimmt bei 
der Regulierung des Hochfrequenzhandels eine 
Vorreiterrolle in Europa ein. Das Gesetz nimmt 
die auch auf europäischer Ebene im Rahmen der 
Überarbeitung der Finanzmarktrichtlinie MiFID 
geplanten Regelungen auf nationaler Ebene 
vorweg und ergänzt diese. 
 
Keine automatische Weitergabe von Melde-
daten 
 
Ebenfalls an diesem Donnerstag hat der Deut-
sche Bundestag bei Enthaltung der Linksfrakti-
on die Beschlussempfehlung des Vermittlungs-
ausschusses von Bundestag und Bundesrat zum 
Gesetz zur Fortentwicklung des Meldewesens 
vom 26. Februar angenommen. Damit dürfen 
Einwohnermeldeämter persönliche Daten der 
Bürger künftig nur bei ausdrücklicher Einwilli-
gung der Betroffenen an Unternehmen weiter-
geben. Eine ursprünglich auf Empfehlung des 
Bundestagsinnenausschusses eingeführte Wi-
derspruchslösung wurde nun gestrichen. Eine 
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automatische Weitergabe von Meldedaten ist 
damit nicht mehr möglich. Bürger können künf-
tig ihre Zustimmung entweder generell der 
Meldebehörde oder individuell einem einzelnen 
Unternehmen gegenüber erteilen. Die Ämter 
sollen stichprobenartig überprüfen, ob entspre-
chende Einwilligungserklärungen vorliegen. 
Verstöße werden mit Bußgeldern geahndet. Der 
Beschluss enthält zudem Vorgaben zur Zweck-
bindung der Auskunft zum Wiederverwen-
dungsverbot, um die Bürger vor sogenannten 
Schattenmelderegistern und "Adresspooling" zu 
schützen. So darf ein Unternehmen die Melde-
daten ausschließlich für den konkreten Zweck 
verwenden, für dessen Erfüllung sie übermittelt 
wurden. Das geänderte Gesetz tritt im Mai 2015 
in Kraft. 
 
Keine Privatisierung der Wasserversorgung 
 
Der Deutsche Bundestag debattierte an diesem 
Donnertag erneut die Vorschläge der Europäi-
schen Kommission zur geplanten Ausschrei-
bungspflicht für die Wasserversorgung. Hierzu 
erklärte der wirtschaftspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Joachim Pfeiffer: 
„Der massive Druck auf die EU-Kommission, die 
geplante Ausschreibungspflicht für die öffentli-
che Wasserversorgung fallenzulassen, zeigt 
endlich Wirkung. EU-Kommissar Barnier hat in 
der vergangenen Woche eine grundlegende 
Überarbeitung der bisherigen Kommissionsplä-
ne zur Wasserversorgung angekündigt. Dies 
begrüßen wir ausdrücklich. Das Einlenken der 
Kommission ist nicht zuletzt Ergebnis der be-
harrlichen Bemühungen der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion. Von Anbeginn haben wir 
uns gegen eine europaweite Ausschreibungs-
pflicht bei der öffentlichen Wasserversorgung 
ausgesprochen. Mit der Vorlage dieses Richtli-
nien-Vorschlags hat die Kommission ihre Kom-
petenzen klar überschritten.  
 
Nun  gilt es zu verhindern, dass bewährte Ver-
sorgungsstrukturen in Deutschland zerschlagen 
und die erstklassige Qualität der Wasserversor-
gung gefährdet werden. Der neue Vorschlag von 
Kommissar Barnier ist ein Schritt in die richtige 
Richtung, auf dem in den weiteren Verhandlun-
gen in Brüssel aufgebaut werden muss. Auch die 
Besonderheiten der interkommunalen Zusam-
menarbeit in Deutschland müssen berücksich-

tigt werden. Jetzt steht die Bundesregierung in 
den anstehenden Verhandlungen in besonderer 
Verantwortung.“ 
 
Zitat: 
 
«Ich will das nicht kommentieren. Manches 
kommentiert sich auch von selbst.» 
 
(Bundespräsident Joachim Gauck in der ge-
meinsamen Pressekonferenz mit dem italieni-
schen Staatspräsidenten Giorgio Napolitano am 
Donnerstag in Berlin zu den «Clown»-
Äußerungen von SPD-Kanzlerkandidat Peer 
Steinbrück) 
 
Persönliche Notizen 
 
1. Wahlkreis und Land 
 
Am Freitag, den 22. Februar, nahm ich in Heilb-
ronn als stellv. Bezirksvorsitzender an der Vor-
standssitzung unserer CDU Nordwürttemberg 
teil. Wir diskutierten lange mit dem Fraktions-
vorsitzenden Peter Hauk über die aktuelle Dis-
kussion um den EnBw-Untersuchungsaus-
schuss.  
 
Anschließend hatte ich bei der Polizei Heiden-
heim eine sehr spannende Nacht, von Mitter-
nacht bis halb drei begleitete ich die zivile Dro-
genfahndung und anschließend bis fünf Uhr den 
Streifendienst. Mich hat nicht nur die Professio-
nalität der Polizistinnen und Polizisten beein-
druckt, sondern auch die Höflichkeit im nächtli-
chen Umgang mit  Bürgern und die Präzision im 
Einsatz. Zugleich wurde mir auch klar, wie 
wichtig umfassende Drogenprävention ist, dort 
dürfen wir weder sparen noch verharmlosen, 
kritische Aufklärung ist gefragt! 
 
Am Samstag, 23. Februar, leitete ich den Ar-
beitskreis Bundeswehr im Stuttgarter Landtag, 
über 60 Besucher waren gekommen um mit 
dem Kommandeur der 10. Panzerdivision, Ge-
neralmajor Erhard Bühler über die Bundes-
wehrreform und die Standorte in Baden-
Württemberg zu diskutieren. Da künftig nur 
noch 2% der Soldaten der 10. in Baden-
Württemberg stationiert sein werden, war die 
Auflösung des Stabes in Sigmaringen und die 
Neuaufstellung der Division in Bayern überfäl-
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lig. Am Nachmittag hatte ich dann wieder Bür-
gergespräche im Wahlkreisbüro.  
 
Am darauffolgenden Sonntag besuchten meine 
Frau und ich das Schlachtfest der FFW Lauter-
burg, echt zünftig. Die Essinger CDU brillierte 
mit einem informativen Frühschoppen zur 
Kommunalpolitik, ich berichtete Aktuelles aus 
der Energie- und Verkehrspolitik. 
 
Am Montag, den 25. Februar, nahm ich an der 
Hauptversammlung des Vereins Pro Ellwangen 
e.V. teil, der sich um die Handels- und Gewerbe-
entwicklung wie auch das Stadtmarketing von 
Ellwangen außerordentlich verdient macht. Ich 
erläuterte kurz die aktuelle Diskussion um das 
Oberzentrum und berichtete über die Themen 
Energiewende und Konversion. Ebenfalls am 
Montag fand der Bahntag des Aalener Landrats-
amtes mit dem Chef der Deutschen Bahn, Dr. 
Rüdiger Grube, statt. Für die Region Heiden-
heim ist bei der Veranstaltung viel herausge-
kommen: Ausbau Itzelberg zur Taktverdich-
tung, Befürwortung der Elektrifizierung der 
Brenzbahn statt bisheriger Absage und einige 
weitere Zugeständnisse. Für den Ostalbkreis 
gab es bis auf die Zusage der Beseitigung der 
Übergänge Goldshöfe wenig Fortschritte, neues 
Wagenmaterial eher später als früher, Absage 
an Taktverdichtung Jagsttalbahn, etc. Aus Sicht 
der Gesamtregion Ostwürttemberg war der 
Bahntag ein Erfolg, den es jetzt durch die Initia-
toren nachzuarbeiten und zu sichern gilt. Einen 
Presseartikel finden Sie hier.  
 
Am Samstag, den 2. März, fanden die 2. Königs-
bronner Gespräche zur Außen- und Sicherheits-
politik statt. Mit der überwältigenden Zahl von 
700 Gästen hatte ich nicht gerechnet. Die Ge-
meinde Königsbronn unterstützte durch eine 
zweite Halle mit Videoübertragung. Mit dem 
Vorsitzenden der deutschen Bischofskonferenz, 
S.E. Dr. Robert Zollitsch, und dem Vorstandsvor-
sitzenden der Bundesagentur für Arbeit, Dr. 
Frank-Jürgen Weise standen die gesellschafts-
politische Aspekte im Vordergrund, den außen- 
und sicherheitspolitischen Teil übernahmen 
Verteidigungsminister Dr. Thomas de Maizière, 
der Wehrbeauftragte Helmut Königshaus und 
Generalinspekteur General Volker Wieker. In-
ternationale Aspekte betonte Dr. Constanze 
Stelzenmüller vom German Marshall Fund. Die 

Gesamtorganisation leistete der Reservisten-
verband mit den regionalen Reservistenkame-
radschaften und die Karl-Theodor-Molinari-
Stiftung, die Bildungseinrichtung des Deutschen 
Bundeswehrverbandes. Fotos von den Königs-
bronner Gesprächen finden Sie hier. 
 
Im Anschluss an die Tagung  fand um 17.30 Uhr 
ein Empfang mit Bürgermeister Michael Stütz 
und dem Landesvorsitzenden der CDU Baden-
Württemberg, Thomas Strobl statt. Auch die 
Presseresonanz war überwältigend. ARD, ZDF, 
RTL und viele überregionale und regionale Zei-
tungen erwähnten die Königsbronner Gesprä-
che. Einige Pressestimmen finden Sie auf mei-
ner Internetseite. Ich freue mich schon auf das 
nächste Jahr mit Ihnen in Königsbronn!  
 
2. Berlin 
 
In der Sitzungswoche vom 25. Februar bis 01. 
März haben wir im Bundestag über die Ausbil-
dungsmission in Mali abgestimmt. Ich werde 
Ende April drei Tage nach Mali fliegen und mir 
ein Bild von der Lage vor Ort machen können.  
 
Eine weitere wichtige Entscheidung für mich 
war das Nein zu den Plänen der Europäischen 
Kommission, die Privatisierung der kommuna-
len Wasserversorgung zu erleichtern.  
 
In dieser Woche hatte ich zudem ein längeres 
Gespräch mit dem Verteidigungsminister. Als 
Präsident des Reservistenverbandes habe ich 
dort die Themen Anerkennung und Veteranen 
angesprochen.  
 
In den Ausschüssen Auswärtiges, Europa und 
dem Unterausschuss Abrüstung wurde erneut 
intensiv diskutiert. Im Europaausschuss ging es 
um die europäische Nachbarschaftspolitik vor 
allem mit Hinblick auf die Staaten des Westbal-
kans. Hier müssen noch viele Fortschritte ge-
macht werden.   
 
Ich wünsche allen hoffentlich bald frühlingshaf-
tes Wetter! Herzliche Grüße  
 

 

http://roderich-kiesewetter.de/fileadmin/user_upload/media/pressestimmen/2013/02/20130226-AN-18.pdf
http://www.flickr.com/photos/reservistenverband/page2/
http://roderich-kiesewetter.de/index.php?id=71

